
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1922

10.3.1922 (No. 59)



Expedition :
Karlfriedrich-
StraßeRr .14

Fernsprecher:
Rr . 983
trab 954

Karlsruhe
Rr. 3515 .

Freitag , deu 1V. März 1922 165. Jahrgangs

Badischer StaatsanzeigerBadischer Staatsanzeiger

Stn »tt»*rtH<fc
Hauptschrift¬

leit«
E. Amend .

Druck
und Berlage
G . Brmmsch«

Hofbuch¬
druckerei,heibe
in Karlsruhe .

Bezugspreis : J « Karlsruhe und auswLrt , frei in, Hau, geliefert vierteljährlich 3« — « ia,el»unmer 50 ch! — » « zeig enaetü hr : 1.— M für 1 an Höh« und ein Siebentel Breit. Br !»«-Seid «, trei. Bei » iederb . lungen t- riffestrr « abatt. der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden laun . w«„n nicht binnen vier Waben nach Empfang der Rechnung Zahlung erf^ at. » mtlübe » n.ei« » «l»b«n die SeschäftSstelle der Karlsr^ er Zeitung, Badisch« « taats -nreig « , « ar8F,i » richstr. U zu senden und werden in Bereinb- run, mit demMiniswrium de« Inner » berechnet . Bei «l-zeWbima,SS8ritwftm2und SM.h .rt »« Tabrni Mt der Rabatt fort. Erfüllung, »rt Sarisruhe . - In , S- il« höherer « ewal. Streit , Sperr . . Aussperrung, M - schiu . nbruch , Betriebsstörung im eigenen Betriebe -der in denen unser« Liefere ?hat d« Inserent keme Ansprüche , fall, die Zeitung dersp- te^ m beschränktem Umfange -der nicht erscheint . - Für telephpnifche Abbestellung von » nzeiM. wird kein« «Sew. hr übern. mmea. Unverlangt« DrueNach« t ^ »Manuskripts werde « nicht zurückgegeben und es wird keinerlei Verpflichtung zn irgendwelcher Berzitluug übernommen .

# Amerika und die Vronterenz
von Genua .

Di« ablehnende Antwort, die die Bereinigten
Staaten auf die Einladung zur Konferenz hin der
italienischen Regierung zuteil werden ließen, zeigt uns
lrm besten, wie recht Dr . Rathenau gehabt hat , als er in
seiner Vorsichtigen Beurteilung der Konferenz dieser vor
allem die Aufgabe zuwies, die politische Atmosphäre in
Europa als solche zir reinigen und ein freundschaftliches
Zusammenarbeiten aller europäischen Staaten herbeizu -
führen. Mit Recht hat er davon gesprochen, daß dieser
Konferenz sicherlich noch weitere folgen werden , und er
hat dabei Wohl im Innern damit gerechnet, daß erst diese
späteren Konferenzen praktische Lösungen des großer»
Wiederaufbauproblemsbringen werden . Daß solche Lö -
sungen ohne die Teilnahme Amerikas unmöglich sind,
hat gerade Dr. Rathenau ausdrücklich betont .

Wenn nun Amerika ablehnt , nach Genua zu kommen ,
so mögen mancherlei Gründe dafür maßgebend gewesen
fein. Die offizielle Begründung aber läßt deutlich er¬
kennen, daß die Vereinigten Staaten die Konferenz von
/Genua deshalb für unnöttg halten, weil sie lediglich
eine europäische Konferenz ist. Die europäi-
schen Nafionen seien unfähig, von sich aus Maßnahmen
für die Heilung der Kviegsschäden zu treffen und das
Wirtschaftsleben Europas zu stabilisieren . Fm übrigen
nimmt die Begründung Anstoß daran, daß Rußland
zu der Konferenz geladen sei, da das eine Anerkennung
Sowjet -Rußlands bedeute ; Amerika habe sich dazu noch
nicht entschließen können , die Sowjet -Regierung anzu -
erkennen.

Es ist schwer für uns , die amerikanische Logik zu be¬
greifen. Wenn Amerika wirklich der Meinung ist , daß
Europa nur mirt seiner (Amerikas) Hilfe gesunden
kann, dann hätte es in Konsequenz dieser Meinung mit

'der Entente zusammen schon längst Schritte tun können ,
um gemeinsam einen Plan für den Wiederaufbau
Europas zu entwerfen . Obwohl Lloyd George Amerika
immer wieder zur Mitarbeit aufgefordert hat, hat die
Regierung in Washington noch bisher jedes Mal abge¬
lehnt, und zwar meistens mit dem Hinweis darauf, daß
jeder Erdteil vor allem seine eigenen Angelegenheiten
zu besorgen habe, und daß Europa zumal zunächst ver¬
suchen müsse, aus eigenen Kräften zu gesunden . Eu¬
ropa ist unter Lloyd George's Führung daran ge¬
gangen, diesen Versuch so gut es geht zu wagen. Und
gerade deshalb ist ja die Konferenz von Genua anbe-
raumt worden . Jetzt paßt das aber wieder der amerika¬
nischen Regierung nicht.

Es wäre an der Zeit, daß Amerika dem europäischen
Kontinent endlich sagt, wie man sich denn in W a -
fhington den Wiederaufbau Europas
denkt , und was nun eigentlich praktisch zu ge -
fchehen hat , um die aktive Teilnahme Ame -
^ ikaszugarantieren . Es mag ja schon sein, daß

»man in Washington der Ansicht ist, daß die Konferenz
vor allem deshalb überflüssig sei, weil auf Frankreichs
Betreiben das wichttgste Problem, nämlich das d e u t s ch e

. Reparationsproblem , von den Bergtungen der
Konferenz ausgeschlossen sei. Wenn dem aber so ist,
so sollte Amerika nicht zögern , diese seine Ansicht auch mit
allem Nachdruck öffentlich auszusprechen .

Denn in der Tat wird ja der Wiederaufbau
Europas immer wieder von Frankreich
sabotiert . Und so wird denn auch zuerst einmal
Frankreich gründlich zur Raison gebracht werden müssen ,bevor man mit wirklichen Aussichten auf Erfolg an die
Arbeit zur Wiedergesundung Europas herangeht. Zur
Raison gebradjt werden kann Frankreich aber nach Lclge
der Dinge nur durch Amerika . Und w« rn nun
auch die Konferenz in Genua ohne Amerika stattftnden
und in erster Linie Wohl lediglich den Effekt haben wird,
daß sich einmal alle Nafionen Europas fchiedlich-fried-
fich an einen gemeinsamen Verhandlungstisch setzen und
sich dort, wie man so zu sagen pflegt, „gründlich be¬
schnuppern"

, so ist vielleicht auch dieser Effekt nicht ganz
zu verachten, da ja zweifellos der Konferenz in Genua
neue Konferenzen werden folgen müssen . Und zwar
werden dies am besten nicht mehr europäische, sondern
Weltwirtschaftskonferenzen fein, unter de-
ren bessere Einsicht sich dann Frankreich zu beugen hat.

Wie Frankreich so ziemlich bei einer jeden Gelegenheit
versucht, die vernünftige und friedliche Entwicklung der
europäischen Polifik zu stören, das ersehen wir jetzt zur
Genüge aus den Berichten über die zurzeit in Paris ta-
gende Konferenz der alliierten Finanz ^m i n i st e r . Mit einer schier beispiellosen Nonchalance
hat der französische Finanzminister unter Anführung
recht fragwiirdiger staatsrechtlicher Gründe Einzelheiten
an den Beschlüssen von London rrnd Cannes als abände-
rrrngsbedürftig bezeichnet. Da sich das französische Par¬lament zu den seit Spaa abgeschloffenen Verträgen nicht
geäußert habe, seien diese wertlos, und die Verhandlun¬
gen müßten wieder von vorne beginnen. Wie bei einem
solchen Verhalten Frankreichs überhaupt noch etwas
Vernünftiges für die europäische Polftik herauskommen
soll , wird man sich wohl nicht nur in Deutschland fragen.

Bei uns in Dentschland sind wir inzwischen durch
die endgülfige Einigung über das Steuerkompromiß um
einen guten Schritt vorwärts gekommen . Außer den
Regierungsparteien treten auch die Bayrische Volkspar¬
tei und die Deutsche Volkspartei für dieses Steuerkom-
promiß ein . Die Zwangsanleihe ist beschlossen.
Sie soll in den ersten 3 Jahren unverzinslich bleiben
und uns noch im Etatjahre 1922 den Betrag von 1 Mil¬
liarde Goldmark aufbringen. Für die Annahme des Ge¬
setzes ist eine überwiegende Mehrheit im Reichstag ge-
sichert. Der Reichskanzler , der sich für daS Steuer¬
kompromiß mit aller Kraft einsetzte, darf mit dem gestern
erzielten Resultat zufrieden sein.

Die Krmtätlgkeit in Zfreiburg
im Iabre 1921.

Die Neubautätigkeit hat im Jahre 1921 in der Stadt Frei¬
burg weitere erfreuliche Fortschritte gemacht, wenn auch die
Zahl der neuerstellten Wohnungen '

noch iveit hinter dem Be¬
darf zurückbkeibt . Bon der Wiederbelebung der Bautätigkeit
hängt zu einem wesentlichen Teil die Gesundung und Erstar¬
kung der gesamten deutschen WirtschaftSverhältniffe ab . Außer
Nahrung und Kleidung gehört die Wohnung zu de » dringend¬
sten Bedürfnissen des menschlichen «Lebens. Die Beschaffungvon Wohnungen bildet eine der wichtigsten Aufgaben der Ge¬
meinden in der Nachkriegszeit, denn nur der Wohnungsucubau
bringt eine Linderung und Behebung der drückenden Woh¬
nungsnot .

Nach den Zusammenstellungen der Stadtbaukontrolle wurdenim Berichtsjahr 143 ( 1920 : 72 ) Haupt - und 13 (11 ) Neben¬
gebäude sowie 90 (40) Um -, An- und Stockaufbauten fertig¬gestellt. Hierbei ergaben sich insgesamt 336 (174 ) »ene Woh¬
nungen , welche sich auf die einzelnen Wohnungsgrößeuklassen,wie folgt, verteilen :
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1921 143 13 4 111 185 26 5 2 3 336 140 1181920 72 10 2 40 92 28 1 9 2 174 25 21
1919 7 18 21 43 45 3 2 4 1 119 27 27

Bon den 330 Wohnungen sind 258 Dauer , und 78 Behelfs¬wohnungen . Die Zahl der neu gewonnenen Wohnriiume be .
trägt 963 (1920: 603 ) , von welchen 707 auf Haupt - (Vorder -)und 256 (52 ) auf Neben- und Hintergebäude entfallen ; dazukommen noch 118 (31 ) Geschäftslokale und 107 (64 ) Dachkam¬mern . Von den Hauptgebäuden find 136 (57) Einsvmilien -
und 7 (12) Miethäuser . Erloschen sind 52 Baugenehmigungen .

An Gebäuden , dft nicht zum Bewohnen bestimmt sind, wur¬den fertiggestellt : 81 (3) Haupt - , 239 (84) Nebengebäude , 4 ( ! )Stockausbauten und 54 (35) Um- und Anbauten der verschie¬
densten Art . Hierbei wurden zusammen 106 Werkstätten ,Büro «, Lager - und sonstige Gewerberäume gewonnen.Das Berichtsjahr gehört zu den erfolgreichsten Baujahren ,welche die Stadt Freiburg seit 1908 zu verzeichnen hat . Eine
größere Zahl von neuen Wohnungen hat nur das letzte Vor .
kriegsjahr (1918) aufzuweisen, in welchem der Wohnungsmarkteinen Zuschuß von 346 Wohnungen erhielt, während e » von1908 bis 1912 nur deren 160 bis 298 waren .Dem WohnungSzuMMgsteht infolge Umbaues ein Abgangvon 10 (4) Wogungen mit insgesamt 60 (30) Wohnräume »
und 28 (2) Gcschäftslokalen gegenüber, so daß der Reingigongan Wohnungen 326 beträgt . Zwei Villen in der Mercyjtraßemit insgesamt 33 Wohnräumen wurden zu einem Sanatoriunc
umgestaltet .

Wie im vergangenen Jahre , so hchben sich auch int Berichts -
jahre die privaten Bauunternehmer wegen der hohen Bau¬
kosten (Materialpreise , Löhne usw .) nur in sehr geringem Um-
fang am Wohnungsbau beteiligt. Es wurden in der Haupt¬

sache wieder nur vo« der Stadtgemeind « und gemeinnützig »Bau , und Diedlungsgenoffenschafte« kleine Einfamilienhäusermit Drei - und Bierzimmerwohnungen geschaffen . Bon derStadlgemeinde wurden 48 Häuser (darunter 46 kleine Ein -
familienhäuser ) mit insgesamt 66 (1920 : 90) Wohnungen ge.baut . Es wurden ferner gewonnen durch Ausbau von Stal -lungen der ehemaligen Artilleriekasernen 45 und von 17 La .
zarettbaracken 51 Behelfswohnungen . Bom Reich (Eisenbahn .Verwaltung ) wurde ein Doppelwohnhaus mit 7 Dreizimmer -
Wohnungen erstellt.

Der Genofscnschaftsbnu war nur möglich infolge Gewährun -von Baukostenbeihilsen durch Reich , Staat und Stadt ; er ist ander Neubautätigkeit mit 92 Häusern und 113 (im Vorjahr 61)Wohnungen beteiligt ; darunter befinden sich 9 Behelfsbautenmit 27 Wohnungen der Siedlungsgenoffenschaft vertriebenerElsaß -Lothringer . Auf den private» Wohnungsbau entfallennur 12 Häuser mit 18 Wohnungen ; hiervon sind 9 Einfami¬lien - und 3 Miethäuser . Das Vorherrschen des gemeinnützigenund kommunalen Wohnungsbaues ist in den meisten deutsche «sowie auch in den größeren Schweizer Städten (Zürich, Basel»Bern usw.) zu beobachten . In Zürich gibt es einen privaten ,von Bund , Kanton oder Gemeinde nicht unterstützten Mtet -
wohnungsbau feit 1919 nicht mehr, die private Bautätigkeit be¬
schränkt sich dort vielmehr wie bei uns fast ausschließlich aufdie Erstellung von Einfamilienhäusern .

Charakteristisch für den vorwiegend städtischen und genossen¬
schaftlichen Wohnungsbau ist, wie überall , die große Zahl von
Kleinwohnungen (88 v. Hundert der Gesamtzahl) , welche vo«
ihm errichtet wurden . Den 186 (1920 : 92) Dreizimmer - und
111 (40) Zweizimmerwohnungen stehen nur 26 (28 ) Vierzim¬mer - und 10 (12) Wohnungen mit 5 und mehr Zimmern gegen^über . - Ehrler - Freiburg .

politische Neuigkeiten.
Das Steuerkompromiß gesickert.

Fm Reichstag gelangte gestern in einer Besprechung zwi¬
schen den Vertretern der Deutsche« Bolkspartei, des Zentrum »;der Deutschen Demokratischen Partei , den Mehrheitssozialistr»und der Bayrische« Bolkspartei, die zusammen die große
Mehrheit des Reichstag? repräsentieren» nach monatelangen
Verhandlungen und unter persönlicher Mitwirkung des Reichs¬
kanzlers die Stenerkompromißverhandlungen zu einem post,tiven Abschluss. Die sämtlichen Parteien werden nunmehr;dem Rechstage sofort einen gemeinsamen Antrag borlegen,welcher die bereits durchberatenen 14 Steuergesetzentwürsaund als Ergänzung hierzu eine Bestimmung über die
Zwangsanleihe zum Gesetz erhebt«. Durch die Zwangsanleihe»die in den ersten drei Jahren unverzinslich bleibt, soll ein Be¬
trag von 1 Milliarde Goldmark noch im Etatsjahr 1922 aufge¬bracht werden .

Die Deutsche Bolkspartei hatte in Form einer Denkschrift
Forderungen aufgestellt, die im wesentlichen verlange« , dass di«neuen Mittel für die Sachleistungen auf ReparatiouSkont»und nicht etwa zur Deckung vo« Fehlbeträgen bei den Reichs «
betrieben verwendet werden. Sie verlangt ferner Maßnahme «
zur Bereinfachnn « und Verbilligung der Reichsverwaltung»tunlichen Abbau der Zwangswirtschaft, Beteiligung der Wirt¬
schaftskreise und de» Parlaments bei Abschluß wirtschaftlicherAbkomme» mit dem Auslande und Abbau der Ausgabe vchs
Schahscheinen. Diesen Grundsätzen traten die Vertreter der
übrigen Parteien bei . Der Reichskanzler stellte fest, daß st<
als Richtlinie » für die Regierung gelten würden. Er sprachallen , die an dem großen Werke deS Steuerkompromiffe» mrt-
geholfen, den Dank der Regierung aus .

Für die Anirähme dees Gesetzes ist nunmehr eine überwie¬
gende Mrhrhett im Reichstag gesichert.

IKeickslinanzminister Dermes .
Aus Berlin berichtet daS WTB . :
Der Reichspräsident hat den bisherigen Reichsminister für

Ernährung und Landwirtschaft Dr . HermeS unter Entbindungvon der Führung dieses Ministeriums zum Reichsminister der
Fin «>nen ernannt .

Deutscher Reickstag.
Auf der Tagesordnung der gestrigen Reichstagssitzungstand

die . zweite Lesung der Branutweinmonopolvorlage.
Abg. Eggerstedt (S .) begründet die Notwendigkeit einer Er¬

höhung der Steuereinnahmen artS dem Branntwein mitz den
Forderungen der Entente . Es handelt sich hier keineswegs unp
ein gabrikationsmonopol , sondern um ein Zwischenhandels»
»nonopol . Die Ware ist, wie wir uns überzeugt haben, ein¬
wandfrei . (Zuruf der Kommunisten: Wir haben nicht mitge-
sofscnl ) . Wenn Sie von Korrupliou nichts wiffen , verweise
ich Sie ans Moskau . (Abg- Koehnen -Komm . : Sie Schafskopfl
Abg. Koehlicil erhält einen Ordnungsruf .) Die Tagung de»
Reichslandbundes hat unT bewiesen , daß für die Brennerei -
intercffen der Landwirtschaft ausschließlich Profitsucht aus¬
schlaggebend! ist. Dcmgcntäß schein^ uns die Zusammenset-
zung des Beirats der Monopolverwaliung bedenklich, da wir
sie nicht objektiv genttg halten hinsichtlich der Festsetzung der
Preise und der zu erzeugenden Alkoholmengen . Wir stimmender Vorlage zu . da die Erträgnisse de? Monopol? auch sozia-
leit Zwecken zugeführt werden und der Weg zu dem Wein-
mouopol frei ist.

Abg. Schulz - Gahiuen (Z.) sieht in der Vorlage ein überwie-
gcud wirtschaftspolitisches Gesetz, durch das di« Öffentlichkeit
und der Reichstag ein Kontiolborgan erhält . Redner stimnw



Mich btt Entschließung , des Ausschußes zu , wonach die Ver¬
waltungsstelle des Monopols in eine Aktiengesellschaft umge-
stattet werden soll . Schwere Bedenken hat meine Partei gegen
die Kontingentierung der Alkoholherstellung, wie sie in diesem
Gesetz sestgelogh wird und wodurch die . landwirtschaftlichen
Brennereien unter 36 Prozent des Brennrechtes herabgedrückt
Werden . Im übrigen stimmen wir der Vorlage zu und wün¬
schen nur. daß die Vorschriften dieser Entscheidungen auch auf
solche Betriebe ausgedehnt werden, deren Inhaber infolge des
Friedensvertrages aus den abgetretenen Gebieten abgewaudert
find.

Abg . Körner (Dt .) Rat .) tritt für eine engere Begrenzung
des Monopols ein. Der Landwirtschaft mutz der notwendige
Hilfsbetrieb der Brennereien möglichst im alten Umfang er¬
halten bleiben . Die erhöhten Abgaben werden aber nicht
ohne Einflutz auf die Produktion bleiben, denn die Brenne¬
reien find schon heute ein Sorgenkind der Landwirtschaft. ES
mutzten demgemätz weis mehr Mittel .für den Kartoffelbau
ausgeworfen werden.

Abg. Dusch » (Dt . Bp . ) bedauert , datz das Branntweinmo¬
nopol autzerhalb des allgemeinen Rahmens der Steuergesetze
bcl-andelt wird , stimmt der Umwandlung der Verwaltungs¬
stelle der Monopolverwaltung in eine Aktiengesellschaft zu
und gibt der Erwartung Ausdruck, datz das Gesetz kein Ge¬
werbe erdrosseln möge .

Abg . Puchta (U.S .P ) sieht in dem Gesetz keinen Schritt zum
Etaatsmonopol , sondern höchstens einen Schatten eines Mo¬
nopols . Jedenfalls sei nicht zu rechtfertigen, das wichtige
Dolksernährungsmittel , die Kartoffel, den Brennereien zu op¬
fern . Spiritus wie auch Essig feien aber auch aus anderen
Rohstoffen zu getvinnen. Dieses Gesetz hindert aber die
Produktion und will das Brenngewerbe künstlich erhalten .
Dann wird die traditionelle Bevorzugung der Agrarier fortge¬
setzt. Seine Partei lehne das Gesetz ab, da die sonstigen
Steuerquellen noch nicht erschöpft seien. .

Abg . Dietrich-Baden (Dem .) stimmt der Umwandlung der
Verwaltungsstelle in eine . Aktiengesellschaft jj-u, will aber
trotzdem an dem Monopol festhalten. Die Landwirtschaft könne
auf die Brennerei nicht verzichten, sonst würde namentlich bei
Witterungsumschkägen sie zu qrotze Abfallmengen haben. Je¬
denfalls dürfte die Verwaltung nicht im Geiste der alten
Kriegsgesellschaften arbeiten , .sondern müsse mit geringen Mit¬
teln Höchstleistungen schaffen .

Abg. Herbert -Franken (Bahr . Vp .) : Ein Vollmonopol könnte
uns nicht beglücken es würde ein Schritt zur Sozialisierung
sein. Das Gesetz enthält namentlich für Süddeutschland be¬
sondere Härten . Zu bedenken fei, datz die bayrische Kartoffel
weniger Stärkegehalt besitze und datz die Kohle weit teuerer
bezahlt werden müsse . Deutschland könne nur gesunden, wenn
die Rechte der Einzelstaaten nicht -weiter beeinträchtigt werden.

Abg . Dr . Geyer (Komm. A .G . ) lehnt das Gesetz ab und for¬
dert Merbot der Herstellung, des Transports , der Ein - und
Ausfuhr von Branntwein .

Abg . Hollein (Komm. ) : Diese Politik patzt durchaus in die
Sttnnesrepublik und in die Stinnespolitik . Es handelt sich
um die weitere Ausplünderung der Massen. Daher bekämp¬
fen wir das Branntweinmonopol mit allen Kräften und wol¬
len es zu Fall bringen . Nur zu technischen und medizinischen
Zwecken soll Alkohol

'
hergestellt werden, ohne dadurch die

tödlksernährung zu beeinflussen.
Damit schließt die allgemeine Aussprache. Freitag nachmit¬

tag 2 Uhr : Pensionskürzungsgesetz, Kapitalflucht , Spezialbe -
ratung des Branntweinmonopols und Reichsernährungsetat .

Der Neicbspräsident u. das IKeicdsgerjcDt.
Der zweite Tag der Anwesenheit des Reichspräsidenten in

Leipzig galt dem Besuch des höchsten deutschen Gerichtshofs,
dem Reichsgericht. Der Reichspräsident trat um J412 Uhr,
begleitet von dem Reichsjustizminister und den übrigen in
Leipzig anwesenden Ministern , in das Reichsgericht ein . Hier
wurde der Reichspräsident und die übrigen Herren von dem
Präsidenten des Reichsgerichts, Delbrück, und dem Präsidium
des Reichsgerichts feierlich empfangen . Nach der Vorstellung
der Senatspräfidenten nahmen der Reichspräsident und der
Meichsjustizminister an je einer Sitzung des Zivilsenats und
des Strafsenats teil .

Im Anschluss hieran fand beim Präsidenten des Reichsge¬
richts ein Frühstück statt, ' an dem anher dem Reichspräsidenten
und den Reichsministern die Senatspräfidenten teilnahmen .
lTbr Reichsgerichtspräsident richtete an den Präsidenten Worte
der Begrützung , auf die der Reichspräsident mit folgender An¬
sprache erwiderte :

Herr Präsident ! Meine Herren ! Sichtbar und vernehmlich
vollzieht sich der Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft . Ich
habe es beim Besuche der Leipziger Messe mit stolzer Bewun¬
derung erlebt . Still und unmerklich geschieht der nicht minder
wichtige Aufbau des deutschen Rechts. Der Boden hat unter

uns gewankt in diesen schweren. Jahren , auch der Rechtsboden.
-Das Rechtsbewutztsein ist gelockert, überkommene .. Rechtsan¬
schauungen find erschüttert. Die Rechtspflege ist vor die schwere
Aufgabe gestellt worden, altes Recht und neues Rechtsgefühl
in Einklang zu fetzen . Sie , meine Herren , haben Lek dieser
verantwortungsvollen Aufgabe die Führung . Das Reichsge¬
richt hat in bedeutsamen Entscheidungen bewiesen, datz cS sich
seiner Aufgabe bewuht und ihrer Erfüllung mächtig ist. Aber
es ist Ihnen nicht vergönnt , Ihren neuen Aufgaben in der den
Tageskämpfen entrückten Ruhe von ehedem unangefochten ob-
zuliegen . Dem höchsten Gerichtshöfe des Reiches ist die Pflicht
zugefallen , den Krieg und die Erschütterungen , die ihm folg¬
ten , juristisch zu liquidie« «. Die schwersten Aufgaben , die wohl
je einem Richter oblagen, find auf Ihre Schultern gelegt wor¬
den und das Reichsgericht ist in den Brennpunkt des öffent¬
lichen Interesses gerückt und der öffentlichen Kritik des In¬
landes wie des Auslandes . Aber zu den absprechenden amt¬
lichen Kritiken des Auslandes steht in bemerkenswertem Ge¬
gensatz die betonte Anerkennung bedeutender ausländischer
Juristen . Der Reichsminister der Justiz hat bei Beratung
des Justizetats mit Recht auf die Zeugnisse dieser Anerken.
nung hingewiesen und mit den Worten geschloffen : „Respekt
v»r oem Reichsgericht!" Er hat ' mit diesem Ausspruch nicht
nur der Überzeugung der Reichsregierung Ausdruck gegeben,
der ich mich rückhaltlos anschlietze, sondern zweifellos auch das
uneingestandene -Empfinden weiter Juristenkreise , auch solcher
des Auslandes , ausgedrückt. So bringe ich dem Reichsgericht,
Ihnen , Herr Präsident , und Ihnen , meine Herren , die Grüße
der Reichsleitung dar und unseren Dank und unsere Anerken¬
nung für Ihre mühevolle Arbeit . Ich bin überzeugt , datz der
oberste Gerichtshof des Reiches seiner schweren Aufgabe ge¬
wachsen ist, auch nach der Neuordnung unserer staatlichen
Grundlagen und nach der weitgreifenden Umgestaltung des
Rechts und des Verfahrens das Vertrauen des deutschen
Volkes sich zu bewahren und sich damit den höchsten Lohn zu
sichern , der einem Richter zuteil werden kann.

Tur Neuregelung der Leamtengebäller .
Im Beamtenausschuß des Reichstags am Mittwoch gab Mi¬

nisterialdirektor v. Schlieben vom Finanzministerium die Er¬
klärung ab, datz er gekommen sei , um vom Ausschuß zu hören»
wie er sich die Neuregelung der Beamtengehälter denke .

Ministerialrat Kühnemann führte aus , dass das Kabinett zu
den Fragen der Besoldungsneuregelung noch nicht im einzel¬
nen Stellung genommen habe. Die Teuerung verlange , datz
etwas Wesentliches getan werde. Man denke daran , bei der
Besoldungsgruppe IU einen bestimmten Betrag zum Grund¬
gehalt zuzulegen, der sich bei den folgenden Gruppen ver¬
ringern müsse . Bei -welcher Gruppe der Zuschlag verschwin¬
den könne , -stehe noch nicht fest. Der Wunsch, die Steigerung
von Grujche zu Gruppe in gleichen Prozentsätzen vorzuneh»
men, sei unerfüllbar . Es würden sich für die Gruppen VI,
VII ufw. so hohe Gehälter ergeben, dass dies für die unteren
Gruppen nicht zu ertragen wäre . Eine solche Regelung sei
weder sozial, noch sei sie sachlich zu rechtfertigen, weil im Ge¬
halt die Kosten für Ausbildung zum Ausdruck kommen sollen.
Diese aber seien bei gewissen Gruppen ungleich höher als bei
den mittleren . Ein -Abba« der Wirtschaftsbeihilfe sieh nhchtk
möglW - Offen bleibe die Frage einer besonderen Zulage für
die Ehefrauen .

Abg. Morath (D . Vp .) forderte , schon der Gruppe I, nicht
erst der Gruppe III , ein ausreichendes Einkommen zu gewähr
ren , dann aber den Aufbau von Gruppe zu Gruppe in glei¬
cher Spannung vorzunehmen . Jeder Versuch auf Kosten der
mittleren Gruppen von V bis XB zu sparen , fei unannehm¬
bar . Die Teuerungszulage müsse nach gleichen Prozentsätzen
gegeben werden. Die Frauenzulage ist abznlehnen . Sie werde
von der Regierung wohl nur aus vorsichtigen fiskalischen
Gründen befürwortet . Die Kinderzulage dagegen müsse er¬
höht werden.

Auch Mbg. Schuldt (D .) verlangte , datz die Musbefferung
schon bei der untersten Gruppe beginnen müsse .

Abg. Steinkopf (S .) meinte , es fei falsch zu verlangen , dass
der Beamte unter allen Umständen dasselbe Einkommen haben
müsse wie der Arbeiter . Seine Partei werde alles aufbieten ,
um zu Verbindern, datz man den Teuerungszuschlag wieder
nach gleichen Prozentsätzen für das Gesamtgehalt gebe , wie eS
die Vorredner fordern .

Ministerialrat Kühnemann trat der Auffassung entgegen,
datz er gegen eine, angemessene Aufbesserung für die mittleren
Gruppen sei . Er habe nur hervorgehoben-, datz bei einer
Steigerung nach gleichen Spannungen die Gruppen VI , VII
usw. so erheblich über die Gehälter der unteren Gruppen
hinauskommen würden , -daß das fiir diese nicht zu ertragen sei.
Die Frauenzulagrn würden keineswegs aus fiskalischen Grün ,
den empföhlen; der Fiskus fahre im Gegenteil schlecht dabei.

Abg. DeliuS (D .) wünschte, datz man großzügig vorgehe.

Abg. Schmidt-Stettin (N .-Rat .) . erklärte , datz seine Partei
unverändert die Wirtschastsbeihrlfen ablehne, trat aber fu«,
Erhöhung der Krnderzulagen und auch für Frauenzulagen ein .

Ministerialdirektor ». Schlieben teilte mit , datz alle Vorkeh¬
rungen getroffen feien, um die Auszochlung der neuen Sähe
ab 1. April vornehmen zu können. Nach weiteren Ausführun¬
gen der Abgg. Allek»tte (Z .), Breunig (U.S .P ), Bender (St ),
fatzte der Vorsitzende Abg. Deglrrk (D . -Nat .) das Ergebnis de,
Aussprache dahin zusammen, datz schon der untersten Grupp «
ein zum Lebensunterhalt ausreichendes Einkommen verschafft
werden soll ; darin bestehe Einmütigkeit . Keine Einigung sei
in der Frage des Aufbäus der Gruppen zu erzielen gewesen.
Ebensowenig fei man sich bezüglich der Frauenzulage einig
Die Mehrheit lehne sie ab. Allgemein wünsche man dagegen
die Aufbesserung der Kinderzulagen .

Amerika lebnt ab.
• Amerika hat die Teilnahme an der Konferenz in Genu «

abgelehnt .
In der amerikanischen Rote über die Genueser Konferenz

heisst eS u. a . : Die Frage der Teilnahme der Vereinigten
Staaten an der vorgeschlagenen Konferenz fei «ist in Erwä¬
gung gezogen worden. Die Regierung der Vereinigten Staa¬
ten habe «in großes Interesse an jeder Konferenz , die wirk¬
same Matzregöln zur Förderung des wirtschaftlichen Aufbaus

-Europas verheiße, da ohne eine Gesundung Europas von eine,
Besserung in der Welt nicht die Rede fein könne. Die vorge-
schiagene Konferenz fei in der Hauptsache keine Wirtschafts ,
konserenz, denn von den Beratungen feien Frage « ausgeschlos¬
sen, ohne deren zufriedenstellende Lösung dir Hauptnrsach«
der wirtschaftlichen Störung weiter wirken müsse ; sie tra -gfc
innerpalitischen Charakter und die Regierung der Bereinigte »
Staaten könne sich nicht in nützlicher Weise an ihr beteilige«.
Nach der Überzeugung des amerikanischen Volke- solle sich
seine Regierung nicht ohne dringende Notwendigkeit in Frag -»
der europäischen Politik verwickeln lassen. In der Begrün¬
dung heißt es weiter, daß eine Teilnahme der Union an irgend¬
einer allgemeinen europäischen Konferenz unmöglich sei, da>
die europäischen Nationen unfähig seien, eigene Maßnahme «!
für die Heilung der Kriegsschäden zu treffen und ihr Wirt¬
schaftsleben zu stabilisieren. Ferner erklärt die Bundesregie¬
rung , daß sie den europäischen Regierungen hinsichtlich de,
Teilnahme Rußlands nicht zustimmen könne , da die Vereinig¬
ten Staaten ständig die Politik verfolgt hätten , die Sowjetre -
gierung nicht anzuerkennen .

Anscbluhkrage und Völkerbund.
Im Rahmen der Wiener Veranstaltungen der Soziologische«,

Gesellschaft, die der Darstellung des Anschlußgedankens ins
Lichte des Völkerrechts gewidmet sind, sprach Professor Walte ,
Schücking über »Anschluß, Selbstbestimmungsrecht und Völkern
bund "

. Unter starker Betonung der weniger sympathischen
Seiten des im „Preußentum " verkörperten Teiles der deut¬
schen Eigenart kam der Redner lt . „Frkf . Ztg .

" zu der Er¬
wägung, daß das deutsche Volk zu seiner inneren Auswirkung
nach außen die geistigen und moralischen Kulturwerte , deren
Träger das österreichische Deutschtum sei, nicht entbehren
könne. Andererseits seien diese Kulturwerte in Österreich
durch die wirtschaftlichen Verhältnisse und den Andrang dev
flawischen Umwelt bedroht. Von der einen wie von der an¬
deren Seite ergebe sich daher die Notwendigkeit des Zusam¬
menschlusses. Der Völkerbund aber dürfe sich dem daraus
hervorgehenden natürlichen Recht Deutschland», und Österreichs
nicht nur nicht widersetzen , sondern er müsse eS geradezu
fördern , wenn anders er, der heute freilich nur erst ein Syn¬
dikat der Sieger sei, sich seinem höheren Berufe einer oberste»
Recht , instanz im Sinne der Selbstbestimmung der Völker nicht
auf die Dauer entziehen und damit auf die Stufe der Heiligen
Allianz herabsinken u . schließlich das gleiche Schicksal wie diese
erleiden wolle. Die Gutgesinnten in der ganzen Welt müßte «
daher zusammenwirken , um den Völkerbund zu einem Jnstru -
ment drS RechtsgedankcnSin der Kultur anözugestalten . Dan «
sei es unausbleiblich , daß dem österreichischen Volke seine in de«
Friedensverträgen fälschlich betonte Unabhängigkeit zurückge¬
geben werde, die ihm in Wirklichkeit durch den im Anschluß-
Verbot enthaltenen Verlust des SelbstverfügungSrechtes abge-
sprochen wurde .

Die Linanzministerkonkerenz in Paris .
Die Agence Havas berichtet: Im Laufe der Besprechung« ,

der alliierten Finanzminister machte der französische Vertrete ,
folgende Vorschläge: 1 . Der Wert der Saargrnben wird «ich,
auf die Rechnung der Wiedergutmachungslasten von 1922 ge¬
setzt. 2. Die Kosten der Besatzungstruppen werden in de.

-Doderne Iklimakorscbungen in Laden .
In einem dieser Tage ergangenen Ausruf zur Gründung

einer Gesellschaft für moderne Klimaforschung in Baden füh¬
ren die Unterzeichner Dr . van Oordt , leitender Arzt des Sa .
natöriums Bühlerhöhe, Dr . Willy Hellpach , Professor an der
technischen Hochschule, Dr . H . Cramer , Realschnldirektor, Dr .
A . Peppler » Direktor der badischen Landeswetterwarte , folgen-
des auS :

Die gewaltige Entwicklung der Physik in den letzten Jahr¬
zehnten hat auch auf dem Gebiete der Klimaforschung neue
Probleme gebracht, deren Lösung eine exaktere Ausgestaltung
her Beobachtungsmethoden erfordert . Die ältere , von Alexan¬
der von Humboldt begründete Klimatologiê beobachtete nur
Luftdruck, Temperatur , Feuchtigkeit, Bewölkung, Wind und
Niederschlag. Jetzt treten neue Elemente in den Vordergrund
des meteorologischen Interesses . Die Wärmestrahlung ist zu
einem wichtigen Forschungsgebiet geworden, nachdem vor etwa
20 Jahren brauchbare Strahlungsmesser konstruiert worden
find . Dcckei handelt es sich um die Kenntnis der Totalintensi -
tat der Sonnenstrahlung und ihrer qnantitativen Berteilun ,
im gesamten Energiespektrum. Die Atmosphären- «nd Him-
melSstrahlung ist ebenfalls ein wichtiges klimatologisches Ele-
ment , das man so lange unterschätzte, als man es nicht zu
messen verstand ; auch die Messung der Erdstrahlung gehört
in jedes moderne Beobachtungsprogramm -. Dazu kommen
Untersuchungen über die Licht» und Helligkeitsverhältnisse, die
Farbe des Himmelslichts, die Polarisation der Lichtstrahlen,
die Sichtigkcit und andere «neteorologisch -optische Erschein»«»
gen .

Neben dem- Strahlungs « und Lichtstudium finden luftelek-
taische Forschungen steigende Beachtung. Die regelmäßige

. Messung des elektrischen PoteatialgefälleS , der Leitfähigkeit»
8eö elektrischen vertikalen LeitungsstromS und der radioaktiven

-Erscheinungen im Luftmeer darf nicht mehr außer acht gelas¬
sen weiden .

Vielen dieser Untersuchur̂ en wohnt schon heute eine hervor»
tagende praktische Bedeutung inne. Die seither gebräuchliche
Charakterisierung der klimatischen Verhältnisse eines Orts
durch die sechs ursprünglich bekannten meteorologischen Ele-
«aente genügte schon lange nicht mehr zur Lösung der vor

allem bei landwirffchaftlichen und medizinischen Untersuchun¬
gen auftauchenden Probleme . »Licht und Sonne sind für das
Wachstum und Gedeihen unserer Kulturpflanzen von nicht
geringerer Bedeutung als die Temperaturverhättnisse einer
Gegend. Auch zur Gewinnung neuer , exakter Anhaltspunkte
für die Heilwirkung bestimmter! Klimate reicht die frühere
klimatologische Forschung nicht aus , denn eül physiologisch und
therapeutisch außerordentlich wirffame Element , die blauvio¬
lette «nd ultraviolette Strahlung wurde von der alte« . Me¬
teorologie überhaupt nicht gemessen .

Gerade unser Badener Land verspricht durch seine in ande¬
ren deutschen Ländern nicht vorhandene Reichhaltigkeit an
Klimazonen besonders wichtige und praktisch verwendbare
klimatologische Forschungsergebnisse. Seine südlichen - Ge¬
bietsteile im Schatten der Alpen und an den Ufern des größ¬
ten deutschen Binnensees vermitteln den Übergang zu südli¬
chen Klimaten , während der Norden zu der mittel - und nord¬
deutschen Klimazone überleitet . Das warme Rheintal , das die
wärmsten Gegenden Deutschlands enthält , bildet andererseits
einen auf so kleiner Fläche sonst kaum vorhandenen Gegensatz
zu dem heilkräftigen Schwarzwald , dessen höchste Erhebungen
mit zu den kältesten, ober auch strahlungsreichsten Gegenden
Deutschands rechnen. Schon allein die klimatische Mannigfaltig¬
keit Badens rechtfertigt eingehendere klimatologische Unter¬
suchungen, als sie beispielsweise in Norddeutschland mit seinen
großen Menen und geringeren klimatischen Gegensätzen er¬
forderlich find. In der uns benachbarten Schweiz besteht für
das Studium des Hochgebirgsklimas eine besondere Licht- und
Sonneuwarte in Davos , die unter der Leitung von C. Dorn »
in der ganzen Welt beachtete, bahnbrechende Klimaforschun¬
gen auf mcderner Grundlage betreibt . Dort ist auch, durch
DornoS Arbeiten angeregt , ein Versuchsinstttut für Hochge-
Virgs-Physiologie der Tuberkulose begründet worden. Baden
sollte dem Nachbarlande gegenüber nicht zurückstehen. Unsere
Aufgabe wird vor allem in einem eingehenden Studium des
Mittelgebirgsklimas bestehen. Das hochentwickelte badische Frem¬
den- und Kurwesen, das unzählige Kranken und Erholungs¬
bedürftigen Gesundheit und Arbeitskraft wiedergibt, rechtfer¬
tigt derartige Untersuchungen. Nicht weniger als 76 Millionen
Goldmark sind in der Vorkriegszeit Jahr für Jahr seitens
Kranker und Alternder allein für Erholimg - reisen und Klima .

kuren ins Ausland abgefloffen. Ein brauchbarer Ersatz süss
gewisse südliche Klimate , für den in erster Linie Baden in Be¬
tracht kommt, kann nur aus Grund eingehender Klimaforschuu» ,
gen einwandfrei festgestellt werden . Die Heilwiffenschaft unh
Klimabehandlung in Baden (Heilstätten , Sanatorien , Gene¬
sungsheime) -werden daher unmittelbaren Nutzen hieraus !
ziehen können. !

Mit staatlichen Mitteln allein können di« im vorstehende«
kurz umriffenen Aufgaben nicht bewältigt werden . Der ba¬
dische Staat , der in richtiger Einschätzung der Bedeutung neu¬
zeitlicher meteorologisch-klimatologischer Forschungen erst kürz¬
lich in anerkennenswerter Weise die badische Landeswetter »
warte in Karlsruhe zu einem modernen Institut ausgebaut
und auch auf dem Feldberg im Schwarzwald ein Observatorium
1. Ordnung eingerichtet hat , wird bei der Not der Zeit zu
noch größeren Aufwendungen kaum in der Lage sein. Wir
richten daher an alle, die Interesse an der klimatologischen Er¬
forschung der engeren und weiteren Heimat haben, die Bitten
sich zusammenzuschlietzen und uns bei der Durchführung zeit¬
gemäßer klimatologischer Forschungen unter besonderer Berück,
sichttgung der praktischen Bedürfnisse behilflich zu sein. Dil
deutsche meteorologische Wissenschaft , einst vorbildlich für all«
Länder der Erde, hat heute einen harten Kamps um Weiter¬
entwicklung oder Hinsiechen auszukämpfen . Sie bedarf drin¬
gend privater finanzieller Hilfe . In erster Linie ergeht unsep
Ruf an die Berwaltungea der badischen Kurorte , die verschie¬
denen Körperschaften im Dienste der Bo >ksx,esundheit , die kli¬
matisch und landwirtschaftlich besonders interessierten Gemein¬
den, a« landwirtschaftliche Organisationen , an Naturwissen¬
schaftler, Ärzte und Freunde der klimatologifchen Forschung,
Möge Baden , das im Jahre 1780 in seinem Lande , in Mann¬
heim, die erste meteorologische Gesellschaft der Erde ins Lebe«
treten sah, auch heute nach 140 Jahren wieder eine besonder«
Pflegestätte der meteorologischen Wissenschaft werden.

Landestheatrr . Am Samstag den 11 . März geht Dietzen-
schmidts Legendenspiel »Die St . Jakobsfahrt " zum drittenmal
in Szene . Im Konzerthaus wird am Sonntag den 12. März
der mit soviel Beffall 'aufgenommene »Bunte Abend" bei teil¬
weise verändertem Programm wiederholt.



Hnndeswährn», p« , , ln»art für jede « rnrr», die m . yu KZ».

Km « teilnimmt. 8. Mir di« Zukunft sollen zwei letznchxfe
te» für die dentfche» Zahlnn^ n errichtet werden , eine M

die Reparationen und eine für die » oste» der Besatz«»»,
scheinend werden sich die Minister mW der Frag« der dentsche»
Aahlnag« befaffev. Die Leistungen werden für 1923 utw die
folgenden Jahre ausgestellt , verschiedene alliierte Kreise
chauben, daß die Lbkommen von Londm» und Tannes al»
endgültig betrachtet werden müssen, während der franzSstsche
Sinanzminister der Ansicht! ist, daß verschiedene Purcktt dieser

bereinkunft eine Änderung erfahren muffen . Den tiSieS-
Gadener Lereinbarnngen ist noch nicht zugestimmt worAen. Di«
Ansichten der beiden Seiten stich noch geteilt.

Ein weiterer Bericht besagt unterm 9. ds . :
Die Agentur Havas berichtet, im Laufe der heutigen Bera !»

kung hätten die alliierte « Minister al» Berhandlungsgrundla - e
da» Memorandum angenommen, da» der französische Finanz ,
minister der Konferenz unterbreitete , sie hätten jedoch Lorbe -
Galte hinsichtlich der « eist aufgeworfenen Fragen gemacht. Sie
erklärten , da die v»ra «Sge,angenen französischen Regierungen ,
fei e» im Dezember in London, fei es im Januar in Canue »,
Verpflichtungen übernommen haben, rBwohl damals kein Text
angenommen worden fei, betrachteten die Alliierten die fra «.
gösische Regierung , wenn nicht juristisch, so doch moralisch der.
pflichtet , diese Abkommen zur Ausführung zu bringen . Sie .
feien der Ansicht , daß, wenn man sich strikte auf den juristischen
Standpunkt stelle, man notwendigerweise auf da» Abkommen
von Spa zurückgreifen müffe, das Frankreich weniger günstig
fei, als die beiden nachträglich erfolgten Abmachungen. Tat ,
sächlich habe die französische Regierung inzwischen vorteilhaf¬
tere Bedingungen hinsichtlich der Kohlen, der Sachliefertmgen
noch dem Abkommen von Wiesbaden usw. erlangt . Unter die,
sen Umständen scheine es, so berichtet Havas weiter , daß an¬
gesichts der von der Regierung Briand übernommenen Ver¬
pflichtungen, die wesentlich das überschreiten, was ihm früher
zugesprochen war , der französische Finanzminister sich damit
begnügen müsse , von seinen Kollegen Abänderungen von Ein¬
zelheiten oder eine teilweise Revision der in Cannes ange¬
nommenen Resolutionen zu erlangen . Im übrigen handle es
stch bei den aufgeworfenen Fragen nur um einige zehn Mil¬
lion.« , die die Vergangenheit beträfen . Die große Sorge deI
Finanzministers aber sei, für die Zukunst neue Grundlagen
zu schäften , um für die allgemeinen Zahlungen Deutschlands
Garantien zu schaffen . Im Laufe der Verhandlungen hätten
die alliierten Minister Gelegenheit gehabt , diese ernsten und
weitgehenden Probleme anzuschneiden.

polen als Siegerstaat .
Grz . Die polnischen Blätter ergehen sich in Ausführungen ,

Polen habe die „Führung der Kleinen Entente " übernommen
und müden , Polen habe von französischen Banken das ver¬
sprechen einer Anleihe in Höhe einer Milliarde Franke « er¬
halten . Mit pathetischen Worten zählen die polnischen Zei¬
tungen die Erfolge der äußeren Politik Polens aus : Wilna
und Oberschlesien , die zeitweilig schon als verloren galten , ge¬
hören nun «ndgütig dem weihen Adler . Dankbar erkennt die
polnische Lffentlichkeit an , daß die schwindelnde Laufbahn
Halens in den letzten drei Jahren der rücksichtslosen Unterstütz
Hung der größten Militärmacht der Welt , dem polnischen Pr ».
Sektor an der Seine , zu verdanken sei. Noch nie in seiner ®e
schichte seit den Tagen Johann Sobjeskis 'habe Polen in En
Dopa eine so große Rolle gespielt, wie gerade jetzt . Den Au¬
ßenminister ©titmunÜ wird von der Lffentlichkeit uneinge
schränkt es Lob gespendet. Während die Lage der Regierung
Pimikowssts sehr schwierig wind, erfreut sich Skirmunt als ein¬
ziges Mitglied dieser Regierung des größten 'Ansehens bei
allen Parteien . Sein gespanntes Verhältnis zu Pilsudski er-

iht in gewissen Kreisen nur noch seine Popularität und seine
uSsichten auf den Sessel des Regierungschefs .

Ikurze polit. Badbricbten.
. • Französische Briefiiberwachung . Die französische Be,

fatzungsbehörde hat am 4 . März unerwartet wieder in Mainz
die Postüberwachung eingeführt und Kontrollstellen bei den
Postämtern 1 und 3 daselbst eingerichtet. Für Absender von
Briefen usw. nach dem besetzten Gebiet erscheint es dringend
geboten, in ihren Mitteilungen alles zu vermeiden, was im
Falle einer Durchsicht ihrer Sendungen ihnen selbst und ins¬
besondere auch dem Empfänger zum Nachteil gereiche « könnte.

Dadiscbe Nebersickt.
Badischer Landtag .

DZ . Karlsruhe , S. März .
In der Nachmtttagssitzung äußerte sich Minister Rewwele zu¬

nächst über den Betrieb der Heil - und Pfkegeanstalte«. Eine
,Direktorenkonferenz war sich einig, daß das Ziel eine men¬
schenwürdige Behandlung der Kranken sein müffe. Auf deren
Koste, , dürfe nicht gespart werden. Zur Steuergefetzsebnng
bemerkte Redner , daß an eine durchgreifende Änderung des
Systems nicht zu denken sei . Im übrigen würden den Gemein¬
den dieses Jahr aus den Garantirfonds erheblich größere Be¬
träge zufließen als vorgesehen. Über die Entwicklung der Für¬
sorgekaffe für Gemeinde- und Körperschaftsbeamte herrscht
noch Unklarheit . Die Zuschutzfrage ist daher nicht so leicht
zu lösen . Eine Novelle zum Sparkassengesetz wird in aller¬
kürzester Frist zugehen. So sehr man auf der einen Seite
den Kaffen entgegenkommen muß, damit die bankmäßige Ge¬
schäfte machen können, so sehr muß man sich hüten , alles über
einen Leisten zu schlagen . Man denke nur an die Devisen¬
spekulation im Oberlande . Wir werden versuchen müssen, eine
Linie zu finden, von der ich jedoch heute schon sage« kann,
daß sie nicht alle befriedigen wird . Der Minister sagte dann
die Erfüllung einiger Wünsche bei der Durchführung der
neuen Gemeindeordnung zu. Er dankte für die der gesamte»
Beamtenschaft gezollte Anerkennung ; sie habe es in der ver¬
gangenen schweren Zeit an Arbeisfreudigkeit nicht fehlen las-
sen. Eilnzelne Fälle von Unregelmäßigkeiten seien kein An¬
laß, mit unseren Beamten unzufrieden zu sein. Der Minister
äußerte sich hierauf über die Organisation der Technisch« Rot .
Hilfe, die eine Reichsgründung sek und nach dem Wille« der
Reichsregierung nur eingesetzt werden dürfe , wenn lebensnot¬
wendige Betriebe (Gas , Wasser, Elektrizität und Eisenbahnen )
in Gefahr sind . Die Technische Nothilfe als Abwehrmaßnahine
gegen Streiks zu benützen, lehnen wir ad. Wir haben uns
ein Betorecht Vorbehalten, wann und wo die Nothilfe eingesetzt
werden soll. Über ihre Anwendung besteht zwischen Reichs¬
und Länderregierungen , sowie den Vertretern der Technischen
Rothilfe keine Meinungsverschiedenheit .

Ein Antrag auf Schluß der allgemeinen Aussprache fand
kvkt 81 gegen 11 Stimmen Annahme .

In der Ei»tetbrr«t»»s vermißt Abg. Rausch (So » ) Beiträge
znr Bekämpfung der cheschlrchtskrqnkheitta und Tuberkulose.Würden die « iferen Schüler einmal durch die Heilanstalten
gchührt und dort die Folgen der Perirrung« sehen , so könnteda» besser wirken als Borträge . Durch die Reglementierung
vermag man der Prostitution nicht zu Leibe zu rücken. Ge¬
boten ist der schärfste Kampf gegen die geheime Prostitution
und dazu diene der dem Reichstag vorliegende Gesetzentwurf .Abg. Frau Dr . BeruayS (D . Vtp.) legt den größten Wert
auf vorb« gende Maßnahmen und beantragt zu diesem Zweckdm Ausbau der polizeilichen Fürsorgetätigkert . Den § 180in der heutige» Form aufrecht zu erhalten , sei eine Unmög-
litPeit . Die ethisch« Schwierigkeiten, hier die richtige Lö¬
sung zu finde», sei« stoilich groß. Bei allem Mitgefühl fürdtt unglücklich « Geschöpfe muffen wir doch sagen, daß wir die
Lebensführung der Prostituierten verurteilen . Es gilt, daS
moralische Gefühl der Heranwachsenden Mädchen gegen die ihmdrohenden Gebühren wach zu hall « .

Abg. Dr . Zehnter (Ztr .) : Wir dürfen unS nicht einbilden,mit irgend einem System die gewerbsmäßige Unzucht aus ab-sehbare Zeit aus der Wett zu schaffen . Die Frage ist nur ,ob wir mit de« Übergang zu einem anderen System die Zu .stände nichtverschlechtern . Dies trifft zweifellos bei Annahme deSVorliegend« Reichsgesetzentwurfes zu. Redner tritt daher fürdie Beibehaltung der bisherigen Strafbestimmungen und best¬möglichste Durchführung aller Borschriften zur Bekämpfungder Geschlechtskrankheiten und Überwachung der gewerbs -mäßigen Unzucht ein. Wir werden der polizeilichen Konttolle_ _ * vti jionnouenie und nimmer entbehren können, wenn wir nicht davon ab¬gehen wollen, daß die Prostitution ein unmoralisches unehrlichesHandwerk ist. Der § 180 soll verhindern , daß sich die gewerbs¬mäßige Kuppelei in allen Stadtteilen , dazu noch in der Nähevon Schulen breit macht .
Ministerialdirektor LeerS: Die badische Regierung hat vonvornherein auf dem Standpunkt gestanden, jeder Abschwächungin . der Beschränkung der gewerbsmäßigen Unzucht wider¬sprechen zu müssen. Wir traten deshalb für Ausrechterhaltungdes § 361, Ziff . 6 ein. Die Fürsorgerinnen haben Anerken-neswertes gelastet . Die im Anttag Bernays gewollre Auf¬klärung wird schon durch die Vereine besorgt. Der Weg derFilmvorführungen ist eine fragwürdige Sache. Das Lichtspiel¬gesetz hat den Einfluß der Polizei für Baden wesentlich be¬schnitten. Die Bezirksämter sind angewiesen, sofern ein ge¬prüfter Film Anlaß zu Beanstandungen gibt, alsbald denStaatsanwalt anzurufen und sich gegebenenfalls an das M -nisterium zu wenden, damit es wegen der Gemeingefährlichkeitder Vorführung den Widerruf erwirkt. Auf dem Gebiete derSchundliteratur ist eine burcfnreifenbe Regelung nur auf demWege der Rvichsgsetzgebung möglich.
Abg . Kullmann (Soz . ) : Die Schundliteratur durch polizei¬liche Maßnahmen bekämpfen zu wollen: wird ein wirkungs -loses Unternehmen sein. Auch hitzr hat das Kapital seineHände im Spiel . Um der Gefahr zu begegnen, ist von grund¬legender Bedentung die Erziehung zum Schönen und Ge¬schmackvollen schon in der Schule. Gute belehrende Filme müs¬sen gewürzt werden durch Filme unterhaltender Art, die sichin den Grenz « des guten Geschmacks bewegen, um dem ein¬mal vorhandenen Unterhaltungsbedürfnitz aller Kreise zu ge¬nügen . . Die Frage der Bekämpfung der Geschlechtskrankheitenist eine Existenzfrage des Volkes . Die Reglementterung hatin bezug auf die Verhütung der Geschlechtskrankheiten völligversagt . Redner führt sodann eine Reihe von Gründen an, diegegen den Zentrumsanttag sprechen .Nach einer kürzen Gefchäftsordnungsdebatte wurde die Wei¬terberatung auf Freitag , nachmittags 4 Uhr, vertagt . Schluß8 Uhr.

Berichtigung und Ergänzung .* " " ngenen D.-Z . -Bericht hei « w*jr„Südwestdrutschen Nachrichtenbureaus "

— ^ vguu ^Wllg*In dem unt zugegangenen D.-Z . -Bericht heS (dem Wolff-bureau angegliederten ) <» ••*>«•«**■—**rJC— ' '- - / stUlyriüber bie gestrig Bormittagssitzung waren durch ein Versehendes erwähnten Bureaus einige Absätze ausgelassen . Wirtragen die betreffende Stelle , die nach dem ersten Absatz derAusführungen des Abg. Dr . Paasche (D . Bp .) einzufügen ist (hin¬ter dem Satz : „Ein denkendes Volk sollte sich daran gewöh¬nen , überflüssiges zu entbehren") hiermit ergänzend nach.Sie lautet :
Zum Schluffe protestiert Abg . Dr . Paasche dagegen, daßMänner wie Hindenburg und Ludendorff verunglimpft wer¬den . (Zwischenrufe links.) - Führen wir unseren frühe -ren Feinden vielmehr vor Augen, daß der Vorwurf vonDeutschlands Meinschuld am Kriege unbegründet ist (Beifallbei der Mehrheit ) .
Abg. Ritter (Komm.) wirst dem Minister des Innern Rem .mele vor, er hätte das bei den Mannheimer Ostermontags¬demonstration« vergossene Arbeiterblut auf dem Gewissen undwird dafür vom Präsidenten zur Ordnung gerufen . Auch imweiteren Verlaufe seiner Ausführungen mahnt der Präsidentzur Mäßigung . Abg . Ritter betonte am Schluffe seiner Aus¬führungen , daß die kommunistische Partei den gesamten Etatablehnen müsse.
Der Kamps gegen die bürgerliche Gesellschaftsordnung bildet

auch den Untergrund der folgenden RÜ>e des
Abg . Freidhos (U .S .P .), der gleichfalls den Etat ablehnt .
Abg . von Au (Landbund) gibt zu, daß wir über die kritischenJahre viel leichter hinweg gekommen sind , als dies anderwärtsder Fall war . Die Beamtenschaft sei treu zur Regierung ge¬standen. Wir können uns in Baden sehr wohl auf eine ge¬meinsame Arbeit einstellen. Die Genußsucht sei in allen

Kreisen unseres Volkes zu finden . Zu den wirklich Notleiden¬
den im deutschen Vaterlande gehöre heute der gesamte Mittel -
stand.

Der nächste Absatz des gestrigen Berichts : „Redner vertritt
die Auffassung" usw . bezieht sich also nicht, wie es nach dem
gchtrigen Bericht scheinen mußte, auf den Abg. Paasche, son¬dern ans den zuletzt erwähnten Redner von A«.

Zur Freilassung politischer Gefangeuer .
Ter Ausschuß für Justiz - und Verwaltung hat am Mitt¬

woch, 8. März , den Anttag Freidhof u . Gen . wegen Freilassung
dm: politischen Gefangenen und Niederschlagung aller schwe-
bmiden Kommunistenprozesseberaten .

Nach Begründung durch die Antragsteller wies der I ustiz -
minister daraus hin, daß nach den bestehenden verfassungs¬
rechtlichen Bestimmungen die Begnadigung dem Staatsmini -
sterium zustehe , zur Niederschlagung von Prozeffen jedoch
eia Gesetz notwendig sei.

Der Berichterstatter Schön kam zum gleichen Ergebnis und
beantragte Ablehnung des Anttages auch im Hinblick darauf »
daß eine Reichsamnesfie unmitelbar bevorstehe. Das Jnstiz -
imnisterium habe 211 Straffachen , die polittschen Eharakter
Hab« könrtten, überwiesen. Davon sei jedoch ein großer Teil
erledigt, « n anderer Teil würde in da» Gebiet der ReichSzn-
ftäadigkeit fällen.

Ei» ZeatrumSredner war der Attffaffung, daß hcf
Antrag zunächst an das StaatSmimfterium gerichtet- werde»
müßte . Er ersuchte die Anttagfteller den Anttag , zurückzu,
ziehen. Die Anttagfteller lehnt« daS Ersuchen ab.

Ein Sozialdemokrat stellte den Anttag auf Vertan
gung . Der Berichterstatter sollte zusammen mit dem Justiz .
Ministerium alle Fälle ausscheiden, welche zur Reichszuständig-krft gehör« , oder bereits durch Begnadigung oder Sttafver -
büßung erledigt sind . Die übrig bleibenden Fälle könnt« dann ,einer genauen Prüfung unterzogen werden. In der Zwischen,
zeit hätten die Antragsteller di « Möglichkeit , ihren Anttag ta ,
rechtlichen Verhältnissen anzupaffen.

Dieser Anttag wurde mit allen gegen 6 Stimmen abge¬
lehnt . Der Anttag deS Berichterstatters mit allen gegen 5 Stim¬
men angenommen .

Die Reform der Rcichsversicheruugsordnung .
Eine längere Aussprache führte im Rechtspslegeausschutzder Anttag M a r u m u. Gen ., bei der Reichsregierung di«

Aufhebung der ßß 898—902 der Reichsversicherungsordnung zu>
beantragen , herbei. Der Berichterstatter beantragte Ablch.
nung des Antrags , weil damit zu rechnen ist, daß die Reichs¬
versicherungsordnung in absehbarer Zeit umgebaut wird . Test
sozialdemokratische Vertteter wies noch darauf hin,daß die Versicherten selbst bei der Unfallverficherung keiüeq.
Einfluß haben . Der Antrag des Berichterstatters wurde mit
allen bürgerlichen Sttmmen angenommen.

Altersbilke des deutschen Volkes .
DZ . Erzbischof Dr . Karl Fritz richtet an die Diözesane »einen Aufruf , der vielen Notleidenden zu gedenken , deren»geringe Vermögen durch die Not der Zeit aufgebraucht werden!und die jetzt au den Bettelstab gebracht sind . Unter diesen

Schwerbeschädigten sind viele kleine Rentner , Witwen , die mitihren Kindern den Vater und Ernährer früh verloren und imherben Leid geprüft durchs Leben gingen, - zahlreiche treueDienstboten , die in jahrelanger opferreicher Arbeit und Ent .
behrung für die alten Tage einen kleinen Zehrpfennig erspar¬ten . Der Erzbischof fordert den Klerus der Erzdiözese auf»bei der Durchführung der Haussammlung für die Altershilf «des deutschen Volkes in tatkräftiger Weise mitzuwirken. Di «
Geistlichen werden weiterhin aufgefordert, auch auf die groß«Not in Rußland hinzuweisen und für die eingeleitete Samm¬
lung einzutreten , die als Totenopfer zum Gedächtnis an best
verstorbenen Papst seinem Nachfolger überreicht werden soll.

Badischer Meinbaubund .
DZ . Der Badische Weinbauverband befaßt« sich , in seine,

letzten Sitzung am 1 . März 1922 in Freiburg mit der Abhal.
tung des diesjährigen deutschen Weinbaukongreffes» der in den
Tagen vom 7. bis 9. September d . I . .in Freiburg i. B. statt»
finden wird . Der deutsche Weinbaukongreß zerfällt zunächstin innere Veranstaltung des deutschen Weinbauverbandes mit
Unterausschuß - und Verbandsausschußsitzungen, dann in öf¬
fentliche Versammlungen mit Vorträgen erster Kräfte üb«
wichtige und im Vordergründe des Interesses stehende Fragen ,des Weinbaues und der Kellerwirtschaft. Während der Tagung "
findet eine Ausstellung von Geräten und Maschinen des Wein¬
baues und der Weinbehandlung sowie der damit zusammen¬
hängenden Gewerbe und Industrien statt, deren Organisafionvon der Stadt Freiburg in entgegenkommender Weise über¬
nommen wird . Ebenso auch die Veranstaltung von Ausflügenin die Umgebung Freiburgs und die benachbarten Rebgebiete.
Seitens des badischen Weinbauverbandes wird an einem dep
Kongretztage eine Kostprobe badischer Weine abgehalten, bei de,
typische Gewächse aller badischen Weingegenden den Besuchern
vorgesetzt werden .

Wetter fand in der erwähnten Beratung eine Aussprache
über die derzeitige Lage des Weinbaues statt, wobei besonder»die Frage der Einfuhr ausländischer Weine durch die neueren
Abkommen der Reichsregierung mit einigen Einfuhrstaaten
des Feindbundes und die Einfuhrkontrolle behandelt wurden-
Auch die Kündigung des Handelsvertrages durch Spant « bil¬
dete einen Gegenstand der Beratung , seitens der Vertreter !
des badischen Weinbaues wurde betont, daß bei der Neurege¬
lung des Handelsvertrages streng darauf geachtet werden
müsse, daß nur solche Arten von Weinen eingesührt werden
sollen, die den Verbrauch deutscher Weine nicht schädigen .

Der Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Landessteuer- j
gesetzes gab Veranlassung zu nachstehender einmütiger Ent « ,
schließ»«« :

„Der heute in Freiburg versammelte Badische Weinbauver - ,
band erhebt entschieden Protest gegen die geplante neue Be».
Haftung des Weines mit einer Gemeindesteuer, wie sie de« '■
§ 13 B des Entwurfes eines Gesetzes zur Abänderung de»
Landessteuergesetzes voni 30 . März 1920 vorsieht . Der SBeiit :
ist durch die Reichsweinsteuer und die Umsatzsteuer schon s«:
scharf besteuert , daß er eine weitere Belastung nicht mehr er¬
trägt . Im übrigen wird die Durchführung der geplanten !
Steuer in der Praxis auf so große Schwierigkeiten stoßen , daß !
die Kosten der Erhebung in keinem vernünftigen Verhältnis, '
zu dem Steuerertrag stehen werden, ganz abgesehen von den
neu « Nachweisungen und Kontrollen, mit denen der Weinbau
und der Weinhandel durch sie belastet wird. '

französische wöbeiauskubr nach
DeutschUnd.

Der Präsident der französisch -deutschen MSbelausfuhrkom«
miffion teilt folgendes mit : Alle Transporte von deutschen^
Hausrat , welche bis 1 . April 1922 nicht ausgesührt sind, wer-,
hen nur noch auf Kosten der Mbbeleigentümer durch die MS,
belausfuhrkommission ausgeführt , es sei denn, daß dieselbe !«
es vorziehen , im Benehmen mit dem „Möbeltransport au»
Elsaß -Lothringen . G . m . b. H.

" in Ofsenburg, den AbtranS-i
Port ihres DttbiliarS auf eigene Kosten selbst durchzusühren.
Nach deni 1 . April 1922 werden durch die Kommission nur »
noch diejenigen Transporte unentgeltlich durchgeführt !, welche
durch Maßnahmen der Behörden oder durch die Kommission ^
verzögert , oder durch Pfändung , Prozesse u . dgl . verhindertz
worden sind. An alle deutschen Möbeleigentümer, welche di«
Ausfuhr ihrer Habe aus Elsaß-Lothringen noch nicht brau »
tragt haben , ergeht! daher die dringende Aufforderung, sich
dieserhalb unverzüglich mit der deutschen Abteilung de; MS-
belausfuhrkommission in Kehl in Verbindung zu setzem
Beteiligten werden gebeten, zu vermerken, daß zur Begrün -,
düng der unentgeltlichen Ausfuhr die Eingabe des Anttag «»
vor den» L April 1922 nicht genüM. smchern daß die « «»st»h»
di» dahin dnrchgofsihrt sei« mutz. DZ .



Hrurze LacbriGten aus Laden .
» Z. Schwetzingen , 8. März . In einer außerordentlich gut

besuchten Versammlung ist heute abend hier eine Ortsgruppe
he» Landesvereins „Badische Heimat" ins Leben gerufen tvor-
den . Sie umfaßt den ganzen Amtsbezirk Schwetzingen und
tritt bereits mit 108 Mitgliedern als förderndes Glied in de»
Lufgabenkreis der «Badischen Heimat " ein . Zum ersten Bor-
sttzenden wurde der in Künstlerkreisen weithin bekannte Bild - i
harter Otto Schließler gewählt. Der Heidelberger Kunsthisto-
gikcr Professor Dr . Lueitich hielt einen Vortrag über daS
lEchloßtheater zu Schwetzingen, der den Zuhörern viel Wissens«
»verte» und Neues vermittelte und zu dem Schluß kam. daß
dieses Kunstwerk noch Klange erhalten bleiben möge.

DZ . Baden -Baden . 9. März . Die Arbeit wurde heute mar -
aeii 7 Uhr allgemein wieder ausgenommen. Der schwerver¬
letzte Buffe hat das Bewußtsein wieder erlangt , doch gibt sein
Ausland zu Besorgnissen Anlaß .

Offenburg 9. März . Hier fand gestern eine Besprechung
»wischen Vertretern der Bedarfs - und Liefergemeinden des
Bezirks über die Frage des Milchpreise» statt . Die Bersam -
Melten waren sich darüber einig, daß eine Anpassung deS
Vkilchpreifes an die neuen Teuerungsverhältnisse unumgäng¬
lich sei, betonten aber übereinstimmend, daß man sich auf dir
Verschiedentlich im Lande genannten phantastischen Milchpreise
Von 6—8 M . nicht einlassen könne . Dte beiderseitigen Ver¬
treter einigten sich alsbald auf der aus der Versammlung vor¬
geschlagenen Grundlage eines Erzeugerpreises von 4,50 M.
pro Liter , welcher Preis als der Teuerung und der augen¬
blicklichen Futtermittelnot angemessen bezeichnet wurde . Die
erfreuliche Tatsache dieses Übereinkommens in einer Aus¬
sprache zwschen Verbrauchern und Erzeugern verdient auch
anderwärts Beachtung, weil man auch hier ohne Schiedsgericht
im Wege freier Vereinbarung zu einer Regelung der Milch¬
preisfrage gekommen ist.

DZ . Billingen , 9. März . Der Badische Waldbesttzervrrband
hat hier am vergangenen Montag die große FrühjahrS -Lang.
hvlzfnbmifsion abgehalten . Bei dieser Versteigerung wurden
wiederum enorm hohe Preise erzielt . Auf den erhöhten Grund¬
preis von 300 Mark pro Festmeter (im Herbst 150 Marks wur¬
den für das noch im Walde lagernde Langholz 1. Klaffe bi»
zu 684 Prozent aufgeboten . Es erzielte die Stadtgemeinde
pro Festmeter 1. Klaffe 1902 Mark, Bräunlingen 1895 Mark,
Böhrenbach 1863 Mark, Blumberg 1863 Mark ab Wald , wie
das Holz dort lagert . (Der Friedenspreis war 28 Mark pro
Fcstmeter ). Drei Viertel des genannten Holzquantums er¬
hält die Holzhandlung Benz -Löffingen, der Rest geht nach
Öberkirch. Die Villinger Sägewerksbesitzer sind leer ausgegan -

ten. Der « Schwarzwälder " beziffert den Gesamtumsak auf
0 Millionen Mark . Bis das Holz verwendungsfähig ln die

Hände der Verbraucher kommt, wird sich bei den hohen Ab¬
fuhr - und Transportkosten der Festmeter wohl auf 3000 Mark
stellen.

Aus der Landeshauptstadt .
NA . Weitere Erhöhung der Brotpreise ? Von der städtischen

MreiSprüfungSstrlle wird mitgeteilt : Mt Rücksicht aus die
neuerliche Steigerung der Mehlpreise — Weißmehl kostet heute
11900 M ., Roggenmehl 1400 M. der Doppelzentner — hat die

Karlsruher Bäckerinnung die wettere ErhVhunz der Presse fstr
markenfreie» Brot drarUragt . Es sollen kosten : ein 100 Gram «
Wasserweck 8 .10 M ., 950 Gramm Wetzenbrot 6 600
Gramm Weizenbrot 10 M., 900 Gram « HalPveitzbrot 8 .76
Mark , 400 Gramm Halbweißbrot 6 .40 M .» 600 Gramm Kvrn -
brot 6.TO M . . 100 Gramm Zwieback 4 « . bis 4L» Tafel -
brot, Kümmelbrot , Milchbrot , Salzwecke, Salzhörnchen » SaH -
ftangen , Salzbretzeln , Mohnbrötchen, Laugenweck usw. 1.06 M .

Die Ein - und BrrkaufSgenoffrnschaft badischer Blinder ,
Karlsruhe hielt dieser Tage ihre 4. ordentliche Generalver¬
sammlung ob, di« sich zu einer Ehrung für den auSscheiden-
den bisherigen Leiter , Herrn Artur ! Lseb gestaltete . Loeb
hatte es vor 3% Jahren ehrenamtlich unternommen , der in
chren Anfängen schwer ringenden Genossenschaft Führer und
Förderer zu sein. WaS er in selbstloser Arbeit schuf, kam in
der äußerst günstigen Bilanz für 1021 auch zahlenmäßig zum
Ausdruck. Bei einem Umsatz von über 3 Millionen wurde
nach - reichlichen Abschreibungen ein Reingewinn von über
300000 M . erzielt , der teils den blinden Handwerkern in Var,
teils dem Werkstättefond zufloß . Dieser Fond erhielt auf ein¬
stimmigen Beschluß zum Andenken an die segensreiche Tä¬
tigkeit deS Herrn Loeb den Namen „Artur Loeb-Fonp ".
Ebenso einmütig wurde beschlossen, Herrn Loeb zum Ehren¬
vorstand zu ernennen , eine Ehrung , die im Genossenschafts¬
wesen nicht häufig sein dürfte . Die aus der Mitte der Ver¬
sammlung kommenden warmen Worte der Dankbarkeit be¬
deuteten für Herrn Loeb Mo größte Ehrung . Besonderen
Eindruck machte daS Schreiben des Ministerialdirektors Dr .
Ritter (jetzt in Berlin ), der als Mitbegründer der Genossen¬
schaft Herrn Loeb seinen Dank aussprach . Auch die Regie¬
rungsstellen , vertreten durch den Direktor de» Hauplversor -
gungsamt » Frhrn . v. Gemnüngr « und Frau Öberreg .^ lat
Dr . Bau « vom Arbeitsministerium , bekundeten ihr Interesse
an der Genossenschaft. An Stelle deS Herrn Loeb und deS
Ebenfalls ausscheidenden 3 . Vorstand», Herrn Löhle, der als
Mitbegründer der Genossenschaft stets tatkräftig für deren
Entwicklung eintrat , wurden die Herren Erich Linden ««
und Emil Schwarz zu geschäftsführenden Vorstandsmitglie¬
dern geiwählt . Neu in den Auffichtsrat wurde Bankdirektor
Nicolai gewählt. Der Vorsitzende H. Singer gab der Ge¬
nossenschaft herzliche Segenswünsche auf den Weg. Möge auch
die Allgemeinheit durch reichlichen Bezug der in der Werk¬
stätte der Genossenschaft kSchloßbezirk 10) oder von den im
Land zerstreuten blinden Heimarbeitern hevgestellten Bürsten ,
Besen und Korbwaren aller Art das Unternehmen weiterhin
fördern .

DZ . Ei« Spielernest wurde gestern in einem Kaffee der
Mittelstadt durch die Polizei ausgehoben . Der Wirt gelangte
wegen Duldens von Glückspielen zur Anzeige.

Wadiscke Gemeindesckau .
THZ Haslach j. ft ., 8 . März . Der Bärgerausschus ? hat in

seiner letzten Sitzung den vom Gemeinderat vorgelegten Ge¬
haltstarif für die Grmrindebeamteu mit 23 gegen 82 Stim¬
men abgelehnt .

THZ. Pforzheim , 9 . März . Als Ergänzung zu der Vorlage
über daz Bauprogramm für 1922 und die Erhebung derWoh -
nungSabgabe ist den Mitgliedern des Bürgerausschusses noch
eine Vorige über die Annahme einer Anleihe im Betrage
von 40 Millionen Mark zugegangen.

Ltaatsanzeiger.
Auf Grund der in der Zeit vom 80. bis 23. Februar 1888

o gehaltenen Prüf »», her Anwärter für de« staatliche«
EichnngSdirnst wurden nachgenannte SichamtSgehilfen zur
Versetzung deS staatlichen EichmeisterdienfteS für befähigt er¬
klärt :

Philipp vlümmel in Karlsruhe , Josef Breh » in Freiburz »
Adolf Daum in Karlsruhe , Ernst Ktenzter in Mannheim .
Hermann Schnepf in Karlsruhe und Ludwig Ziegler in Ko«-
stanz.

Gleichzeitig wurden die Genannten zu außerplanmäßige «
Eichmeistern ernannt .

Karlsruhe , den 8. März 1982.
Ministerin « dr» Innern .
Der Ministerialdirektor :

Leer ». Stich».

personeller Teil.
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw

der plamnätzigr« Beamte ».
Aus dem Bereich de» StaatsmiuisteriumS.

Ernannt :
Geh . Oberregierungsrat Karl von Witzleben, Landeskom-

miflär für die Kreise Karlsruhe und Baden, sowie Oberlande »-
gerichtsrat Robert Müller zu Mitgliedern deS Kompetenz¬
gerichtshof».

Ministerium des Inner «.
Ernannt :

Oberrevisor Ludwig Kühn bei der LaudesversicherungSan-
stalt Baden in Karlsruhe zum Berwaltuugsobersekretär beim
Bezirksamt Heidelberg, Kanzleifekretär Emil Brugger bei«
Bezirksamt Freiburg zum BerwaltungSafsistentsn , die Kanzlei -
affistenten Johann Hofmana beim Bezirksamt Heidelberg uud .
Juliu » Hartman « beim Bezirksamt Eäckingen zu Kanzleifekre-
tären .

Versetzt:
Verwaltungsoberinspektor Arthur Lüthtz beim Bezirksamt

Karlsruhe zu jenem in Pforzheim . Berwaltungsinfpektor
Friedrich Manrath beim Bezirksamt Pforzheim zu jenem »
Karlsruhe , Berwaltuugsobersekretär Johann Beger beim Be¬
zirksamt Lörrach zu jenem in Schopfheim, Verwaltungsobe »
fekretät Ernst Litterst beim Bezirksamt Karlsruhe zu jenem
in Offenburg . Verwaltungsoberinspektor Karl Völker beim
Bezirksamt Offenburg zu jenem in Mannheim .

Derwaltungshof.
Planmäßig angestellt :

Josef Heim, Werkgehilfe bei der Heil- und Pfiegeanstalt
Jllenau als Oberwerkführer .

Ministerium der Finanzen,
Ernannt :

Der Baninspektor Emil Althauser in Emmendingen zum
Bauoberinspektor beim Bezirksbauamt Mannheim .

Versetzt:
Der Bauobersekretär Max Fetzner in Mannheim nach Em¬

mendingen.

Amtliche Bekanntmachungen .
Tagesordnnng

der am M .329
DienStag , den 14. März 1928, vormittags ’/,9 Uhr ,
im Bezirksratssaal in Karlsruhe stattfiudenden

BezirkSratSsitzung .
A . VerwaltungS ^ erichtliche Sachen .

Ortsarmenvcrband Maimhrna gegen Bad . Staatskasse ,
Ersatz von Unterstützungskosten für Jak . Straus Wwe-
betr - 8 . Verwaltungssachen : 1 - Wirtschaftsgesuche
aus Karlsrnhe-Stadt : Wilhelm Rauls , Kantine der ehe¬
maligen Artillerie-Kaserne hier ; Gustav Daubeuberger
Eheleute, Verlegung von „zur Schrurnpel " nach « zum
Württemberger Hof "

; Jakob Mamcherz, Schankwirtschaft
„zum Augarten " hier ; Alois Hcrrmau», Kantine der
ehemaligen Telegraphenkaserne hier ; Berta Uecker Wwe.,
Verlegung von „zum Jägerhaus " nach „zum Dragoner ";
Karl Lurker, Schankwirtschaft „zur Lokalbahn"

; 2 . Be¬
schwerde der Frau Fritz Wmkelstroet hier gegen Ver-

iagung der Baugenehmigung ; 3 . L. LA. Schwarzen-
crger, Lumpenlagerung an der Zimmerstraße ; 4 . Klein¬

wohnungsbau des Wilh. Btünkel in Welschneureut
betr. ; 5 . Dienstpolizeiliches Verfahren gegen einen Ge-
meindebeamten ; 6 . Ausscheidung von Kreiswegen aus
der Kreisfürsorge : 7 - Entziehung des Droschkenführer¬
scheins des Albert Horr hier betr.

Karlsruhe , den 8 . März 1922 .
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Jnlandslegitimicrung
»« »ländischer Arbeiter betreffend .

Wie in den vergangenen Jahren wird auch in diesem
Jahre die Jnlandslcgrtimierung ausländischer Arbeiter
durchgeführt. Die Anträge sind bis zum 15 . März 1922
bei den Ortspolizeibehörden , bei denen die näheren
Bestimmungen über die JnlandSlegitimierung ringe-
sehen und die Antragsformulare erhoben werden können,
einzureichen. Im Falle der verspäteten Antragstellung
tritt eine Gebührenerhöhung , u . U . Ausweisung ein .
In diesem Jahre kann den Legitimationsanträgen nur
dann stattgegeben werden, wenn die Beschäftigung
des ausländischen Arbeiters durch das Lanoesamt für
Arbeitsvermittlung in Karlsruhe genehmigt ist, und
wenn der Arbeitgeber die ihm bei der Beschäftigung
ausländischer Arbeiter obliegenden Verpflichtungen auf
einem besonderen Berpflichtungsschein, der gleichfalls
bei der Ortspolizeibehörde erhältlich ist, durch Unter¬
schrift anerkannt hat . ML40

Karlsruhe , den 7. März 1922 .
BqirkSamt. — Polizeidirrktio «. O .Z. 29

§ , Silber
3 | u. Gold

Platin
Brillanten

kauft zu allerhöchsten Freisen A.58

Emil Feißknhl
Juwelier

Karlsruhe . Kaiserstraüe 67 .

Total -Ausverkarrf.
Au » unseren Rcstbeständen empfehle « wir al » sehr preiswert :

Herren - und Burfchennnzüge . . . von M. 400 «m

Herrenulster . . zu M. 180
Knabenanzüge graubraun . zu M. 150
Kinder - u . Mädchenkleider . von M. 60 an
Männerhewden grau Trikot . zu M , 45
Mänuerunterhosen neu . zu M . 15
Kinderschuhe in braun und schwarz äußerst billig .

g» Kleiderbügel , per Stück M . 1. 50 per Dutzend . M. 15
^

Schluß d«S « « - verkauf » 1. AprU M . IS .

MUe WOWsMe MWe
. — Ausstellungshalle Nordwestecke . --- -- ----

Geöffnet von morgens 8 bi» abend» S Uhr. A-Sl __

SUUHUMMUUr
Badisches Landestheater .

Samstag , 11 . März . 7 —9l/j Uhr . Mk . 25-—
Th - Gem . B.V .B. Nr . 1601 —2100 und 3401- 3500.

Die St . Jacobsfahrt .
Im Landestheater . So . 12 . Taanhäuser. 51/, .

(50-00.) — Mo - 13 . Volksbühne . G 8 . Freund Heiß-
spora . 7 - (25-00.) — Die . 14.* Legeide eines Lebeas .
7- (25.00.) Th .-Gem . B .V .B . Nr . 1101 —1600. — ML 15.
Volksbühne . E 7 - Der Freischütz . 7- (40.00.) — Do .
16 * Oodiva. 7. (25.00.) Th .-Gem . B .V .B . Nr . 401 —500,
3051 —3250. — Fr . 17 * Rigoletto . 7. (40.00.) — Th .-
Geat B .V .B. Nr . 101 - 400. — Sa. 18-* Judith . S'/. -
(25X)0.) Th .-Gem . B.V.B. Nr . 651—1000. — So . 19.
Tiefland. 61/, . (50.004 - Mo . 20.* Kette. 7 . (25 00.)'ITi.-Gem . B.V .B. Nr . 501—650, alle Nummern über
3500.

Im Konzerthaus . So . 12 * Buuter Abend. 7‘/r
(21 -00-) — Fr . 17 . Volksbühne . H 3. Der Pfarrer
voa Kirchfeld. 7 . — So- 19.* ZwaogseiiiqaartJeraag .
7. (21.00.)

Auslosung der Karten für die Teilnehmer der Th -
Gem . jeweils am Vortag und Tag der Aufführung
in der Geschäftsstelle (10—7*1» 4—6 Uhr). Vorrecht
für Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufsrecht
der Inhaber von Vorzugskarten am Samstag , den
11 ., nachm . 7,4 - -5 Uhr , allgemeiner Verkauf und
weiterer Umtausch von Montag , den 13. an .

Shgot StdMtgt
i . etidrtjf Ssi- ÄiM .

Aufgebot
ML31ZL .1 Konstanz,

Der Kaufmann Gustav
Schmidt in Mainz -Kasrel,
vertreten durch Rechts« .-
walt Dr . Reinach i»
Mainz , Hat das Aufgebot
von 10 junge» HolzoerloH-
lnugsiiümstrie -Aktie « zu
1000 M . mit Dividende av
1921, Serie 8 stir. 2482!
bi» 24830, welche er im
Frühjahr 1921 durch Ver¬
mittelung der allgem. El »
M . Gankgesellschaft, Fi -
liale Mainz , käuflich er¬
worben habe« will, uttd
die angeblich in Verlust
geraten sink, ibeantragt .
Der Inhaber der Urkun¬
den wird aufgeforderr ,
spätestens in dem auf
Dienst « ; 3. Oktbr. 1922,

vurmittng» 9 Uhr,
vor dem Unterzeichnete«

Gerichte anbercmmten

Für eine größere Herdfabrtk Mitteldeutsch¬
lands , ca . 700 Arbeiter wird ein durchaus tüch¬
tiger in d- Herdfabrikation erfahrener selbständiger

Betriebsleiter
zum sofortigen Eintritt gesucht . Angebote mit
Lebenslauf und Gehaltsansprüchen unter R . 00
an die Expedition der Karlsruher Zeitung .

Aufgebotsterurine seine
Rechne sanzumelden und
die Urkunden vorzulegen,
tvidrigenßalls die Krafi -
laserklärung der Urkun¬
den erfolgen wird.

Gleichzeitig ergeht zu¬
folge Antrag und gemäß
8 1019 ZPlO . an die Aus,
stellerin der Urkunden u.
an etwaige ZoHlstellen
das

« erbot
an dien Inhaber der Pa¬
piere, irgend eine Leistung
zu bewirken.

Konstanz, 6. März 1922.
Amtsgericht Konstanz,

gez. Deufel .

M .3172 KarlSrnhe.
Der Landwirt Daniel
Fuchs U . in Eggenstein,
Ludwigstr. 2, hat bean¬
tragt , den verschollenen
Kaufmann Andreas FnchS,

an unbekannten Orten ab¬
wesend, zuletzt wohnhaft
in Eggenstein, für tot zu
erklären .

Der bezeichnete Verschol¬
lene wird aufgefordert ,
sich spätestens in dem auf
Mittwoch, 6. Dezbr . 1922,

vormittag» 9 Uhr,
vor dem Bad . Amtsgericht
S hl Karlsruhe , Akade¬
miestraße 2, 1 . Stock, Zim-

.mer Nr . 36, anberaumren
Aufgebotstermine zu mei¬
den^ widrigenfalls die To-
deseMärung erfolgen wird .
An alle, welche Auskunft

über - Lebe« oder Tod des
Verschollene » zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf.
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem
Geruht Anzeige zu ma¬
chen.
Karlsruhe » 2. März 1922.

Gerichtsschreiberei Bad.
Amtsgerichts B. 2.

Laub- mb Mkluutz.
hch-Msus.

Das Forstamt Kirchzar.
tr « in Baden verlaust
freihändig aus den Zast¬
ler - und Schmelzplatzwav,
düngen (Fällung Januar ;
22) : Nadelstämme : 7 H*
16,26 Fstm ., 15 III . 19,31
Fstmr, 47 IV . 33.28 Fstm .,
146 V. 52,65 Fstm . und
Nadelabschnitte: l .—III ,
36 Stück mit zus. 21,3»
Fstm. I . in 2 Losen. Au¬
ßerdem Ahorne : 3 St ,
I V., 6 Stück V. Kl. mit
zus. 2,54 Fstm . ; Eichen :
4 St . ilU . u. IV . Kl. ml*
zus. 3,17 Fstm . und t»
Eschen IV .—VI . Kl . mit
zus. 0,99 Fstm. Das Na-
delholz liegt teils beim
HolzhanerhauS in Zast-
Vorzeiger : Obcrforsiwart
ler , Vorzeiger Forst !vart
Schreiner in Zastler , tetl-
auf dem Schmelzplcrtz ,
Albiez auf dem Schmelz¬
platz (St . Wilhelm ) . Da,
Laubholz liegt teils auf
dem Burkhardshofholzplatz
in Zastler , Vorzeiger :
Förster Schwarz in Zast,
ler, teils beim Holzhauer¬
haus in Zastler , Vorzet,
ger : Forsiioart Schreine«
von da. Als Bieter wer¬
den nur Personen berück ,
sichtigt » die Handelser¬
laubnis haben . Fuhrloh «
zur Station Kirchzarte»
etwa 60 M . (unverbind¬
lich) . Losverzeichnis und
nähere Auskunft durch»
Forstamt und die Forst¬
warte . .̂ christliche Auge,
bote in Prozenten de« '
Lmidcsgrundpreise bi»
spätestens Montag , den
2«. Mär - 1922, M .33,

i
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